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1. Allgemeiner Teil des BGB

Nr. Seite

24 Weiß ein Anleger, dass die ihn beratende Bank für den Vertrieb der emp­
fohlenen Kapitalanlage eine Rückvergütung erhält, deren Höhe ihm die 
Bank vor seiner Anlageentscheidung nicht mitgeteilt hat, so hängt der 
Beginn der Verjährungsfrist seines Schadensersatzanspruches wegen 
verschwiegener Rückvergütung nicht von der Kenntnis der genauen 
Höhe der Rückvergütung ab................................................................................  233

26 Ein Verstoß gegen das beihilferechtliche Durchführungsverbot führt 
weder nach Unionsrecht noch nach deutschem Recht zwingend zur Ge­
samtnichtigkeit des Kaufvertrags, durch den eine Beihilfe gewährt wird.
Ist Beihilfeekment ein zu niedriger Kaufpreis, reicht es zur Beseitigung 
des rechtswidrig erlangten Wettbewerbsvorteils aus, wenn vom Beihil­
feempfänger die Zahlung des Unterschiedsbetrags zwischen dem ver­
einbarten und dem höheren beihilfefreien Preis zuzüglich des bis zur 
Rückforderung entstandenen Zinsvorteils verlangt wird.
Ein Kaufvertrag, der Beihilfeelemente enthält, kann nicht durch Verein­
barung einer Erhaltens- und Ersetzungsklausel mit beihilferechtskon­
formem Inhalt aufrechterhalten werden, wenn keine konkreten An­
haltspunkte dafür bestehen, worauf sich die Parteien des Kaufvertrags 
bei -  unterstellter -  Nichtigkeit der Kaufpreisvereinbarung verständigt 
hätten. (»C EPS-Pipeline«).................................................................................... 254

29 a) Steht die nach §2  Nr. 6 Abs. 2 VOB/B zu bestimmende Vergütung 
für im Vertrag nicht vorgesehene Leistungen, die zur Ausführung der 
vertraglichen Leistung erforderlich werden, in einem auffälligen, wu­
cherähnlichen Missverhältnis zu diesen Leistungen, kann die der Preis­
bildung zugrunde liegende Vereinbarung sittenwidrig und damit nichtig 
sein.
b) Beträgt die nach § 2 Nr. 6 Abs. 2 VOB/B zu bestimmende Vergütung 
nahezu das Achtfache des ortsüblichen und angemessenen Preises, kann 
ein auffälliges Missverhältnis vorliegen. Ein auffälliges Missverhältnis ist 
nur dann wucherähnlich, wenn der aufgrund dieses auffälligen Missver­
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hältnisses über das übliche Maß hinausgehende Preisanteil sowohl abso­
lut gesehen als auch im Vergleich zur Gesamtauftragssumme in einer 
Weise erheblich ist, dass dies von der Rechtsordnung nicht mehr hinge­
nommen werden kann. Unter diesen Voraussetzungen besteht eine Ver­
mutung für ein sittlich verwerfliches Gewinnstreben des Auftragneh­
mers.
c) An die Stelle der nichtigen Vereinbarung über die Vergütung tritt die 
Vereinbarung, die Leistungen nach dem üblichen Preis zu vergüten. .. 299

30 Bei einem Verstoß gegen §57 AktG sind weder das Verpflichtungs-
noch das Erfüllungsgeschäft nichtig................................................................... 312

34 a) Steht die nach §2  Nr. 3 oder Nr. 5 VOB/B zu bestimmende Ver­
gütung für Mehrmengen oder geänderte Leistungen in einem auffälli­
gen, wucherähnlichen Missverhältnis zur Bauleistung, kann die dieser 
Preisbildung zugrunde liegende Vereinbarung sittenwidrig und damit 
nichtig sein.
b) Beträgt die nach §2  Nr. 3 oder Nr. 5 VOB/B zu bestimmende Ver­
gütung das 22-fache des üblichen Preises, kann ein auffälliges Missver­
hältnis vorliegen. Ein auffälliges Missverhältnis ist nur dann wucherähn­
lich, wenn der aufgrund dieses auffälligen Missverhältnisses über das 
übliche Maß hinausgehende Preisanteil sowohl absolut gesehen als 
auch im Vergleich zur Gesamtauftragssumme in einer Weise erheblich 
ist, dass dies von der Rechtsordnung nicht mehr hingenommen werden 
kann. Unter diesen Voraussetzungen besteht eine Vermutung für ein 
sittlich verwerfliches Gewinnstreben des Auftragnehmers.
c) Hat der Auftragnehmer diese Vermutung durch den Nachweis ent­
kräftet, ihm sei bei der Preisbildung zu seinen Gunsten ein Berech­
nungsfehler unterlaufen, so verstößt es gegen Treu und Glauben und 
stellt eine unzulässige Rechtsausübung dar, wenn er den hierauf beru­
henden, in einem auffälligen, wucherähnlichen Missverhältnis zur Bau­
leistung stehenden Preis für Mehrmengen oder geänderte Leistungen 
verlangt.
d) Vorbehaltlich anderer Anhaltspunkte zum mutmaßlichen Parteiwil­
len ist in diesen Fällen entsprechend §632 Abs. 2 BGB die übliche Ver­
gütung geschuldet..................................................................................................... 355
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2. Schuldverhältnisse

a) Allgemeine Vorschriften

1 Wenn ein Betriebskostenguthaben verspätet an den Mieter ausbezahlt
wird, weil der Vermieter mit der Verpflichtung auf Erstellung einer Be­
triebskostenabrechnung in Verzug geraten ist, ergibt sich ein Anspruch 
auf gesetzliche Verzugszinsen auch nicht aus einer entsprechenden An­
wendung des §288 Abs. 1 BGB...........................................................................  1

2 a) Enthalten die von einem Unternehmen (hier: Mobilfunkanbieter) ab­
geschlossenen Verträge nach Maßgabe der §§ 307 ff. BGB unwirksame 
Klauseln, so begründet dies, wenn der Rechtsträger des Unternehmens 
nach Maßgabe des Umwandlungsgesetzes auf einen anderen Rechts­
träger verschmolzen wird, auch im Falle der Fortführung des Betriebs 
bei dem übernehmenden Rechtsträger keine — für einen Unterlassungs­
anspruch aus § 1 UKlaG erforderliche -  Wiederholungsgefahr.
b) Da der neue Rechtsträger in die abgeschlossenen Verträge eintritt, 
sind in einem solchen Falle an die Begründung einer Erstbegehungsge­
fahr (hinsichtlich des Sich-Berufens) keine allzu strengen Anforderun­
gen zu stellen................................. ............................................................................  11

11 Es kann einen ersatzfähigen Vermögensschaden darstellen, wenn dem
Inhaber eines DSL-Anschlusses die Möglichkeit genommen wird, sei­
nen Zugang zum Internet zu nutzen, ohne dass ihm hierdurch Mehrauf­
wendungen entstanden oder Einnahmen entgangen sind...........................  101

12 Auch wenn ein Gehölz oder ein Baum nicht zerstört, sondern nur be­
schädigt wird (hier: Thujenabpflanzung), kann die dadurch entstandene 
Wertminderung des Grundstücks im Grundsatz nach der »Methode 
Koch« berechnet werden. Die Vorschriften der Immobilienwertermitt­
lungsverordnung vom 19. Mai 2010 stehen dem nicht entgegen.............. 111

20 Bei einer (fiktiven) Schadensabrechnung nach §249 Abs. 2 Satz 1 BGB 
umfassen die erforderlichen Reparaturkosten auch allgemeine Kosten­
faktoren wie Sozialabgaben und Lohnnebenkosten...................................... 190

33 a) Zur Repräsentantenhaftung einer Anlageberatungsgesellschaft für ei­
nen von ihr mit der Anlageberatung und -Vermittlung betrauten selb­
ständigen Handelsvertreter, wenn dieser Anlagegeschäfte im eigenen 
Namen tätigt.
b) Einer Anlageberatungsgesellschaft obliegt zum Schutz der Rechts­
güter ihrer Kunden gemäß §241 Abs. 2, §311 Abs. 2 Nr. 2 BGB grund­
sätzlich die Pflicht, nur solche Handelsvertreter mit der Anlageberatung
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zu betrauen, von deren Zuverlässigkeit sie sich auf der Grundlage eines 
polizeilichen Führungszeugnisses überzeugt hat. Diese Pflicht umfasst 
auch den Schutz der Kunden vor solchen Schäden, die ihnen von dem 
einschlägig wegen Betrugs vorbestraften Handelsvertreter durch den 
Abschluss von kriminellen Eigengeschäften zugefügt werden,
c) Die Dauer der Schutzwirkung einer solchen Pflicht bestimmt 
sich nach den Umständen des Einzelfalls; sie endet spätestens mit Ab­
lauf der Tilgungsfristen nach Maßgabe des Bundeszentralregisterge­
setzes.............................................................................................................................

35 a) Zwischen einem Kapitalanleger und einer Direktbank, die ausdrück­
lich allein sogenannte Execution-only-Dienstleistungen als Discount- 
Brokerin anbietet, kommt im Zusammenhang mit Wertpapiergeschäften 
grundsätzlich kein stillschweigend geschlossener Anlageberatungsver­
trag zustande. Eine Zurechnung etwaiger Beratungsfehler eines vom 
Kapitalanleger mit seiner Beratung beauftragten selbständigen Wert­
papierdienstleistungsunternehmens über §278 BGB scheidet in der 
Regel aus, weil die Beratung nicht zum Pflichtenkreis einer solchen 
Direktbank gehört.
b) Bei gestaffelter Einschaltung mehrerer Wertpapierdienstleistungsun­
ternehmen ist grundsätzlich nur das kundennähere Unternehmen zur 
Befragung des Anlegers hinsichtlich seiner Erfahrungen, Kenntnisse, 
Anlageziele und finanziellen Verhältnisse verpflichtet. Eine Pflicht zur 
Überwachung des vorgeschalteten Beratungsunternehmens besteht da­
her in der Regel nicht. Gleichwohl kann eine haftungsbewehrte Warn- 
pflicht als Nebenpflicht (§ 241 Abs. 2 BGB) der Execution-only-Dienst- 
leistung bestehen, wenn die kundenfernere Direktbank die tatsächliche 
Fehlberatung des Kunden bei dem in Auftrag gegebenen Wertpapierge­
schäft entweder positiv kennt oder wenn diese Fehlberatung aufgrund 
massiver Verdachtsmomente objektiv evident ist.
c) Die im Rahmen der Haftung der kreditgebenden Bank infolge eines
konkreten Wissensvorsprungs entwickelte Beweiserleichterung bei in­
stitutionalisiertem Zusammenwirken ist auf die Zusammenarbeit zweier 
Wertpapierdienstleistungsunternehmen hinsichtlich der Erbringung 
von Wertpapierdienstleistungen nicht übertragbar. Nach allgemeinen 
Grundsätzen trägt daher der Kapitalanleger die Darlegungs- und Be­
weislast für die Kenntnis der Direktbank von der tatsächlichen Fehlbe­
ratung bei dem in Auftrag gegebenen Wertpapiergeschäft bzw. für die 
sich aufgrund massiver Verdachtsmomente aufdrängende objektive Evi­
denz dieser Fehlberatung.......................................................................................

340

370
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b) Einzelne Verträge und vertragsähnliche Verhältnisse

1 Wenn ein Betriebskostenguthaben verspätet an den Mieter ausbezahlt 
w ird, weil der Vermieter mit der Verpflichtung auf Erstellung einer Be­
triebskostenabrechnung in Verzug geraten ist, ergibt sich ein Anspruch 
auf gesetzliche Verzugszinsen auch nicht aus einer entsprechenden An­
wendung des §288 Abs. 1 BGB...........................................................................  1

16 a) Die vertraglich vereinbarte unterjährige Zahlungsweise von Versi­
cherungsprämien ist keine Kreditgewährung in Form eines entgeltlichen 
Zahlungsaufschubs.
b) Dies gilt unabhängig davon, ob dem Versicherungsnehmer nach den 
Allgemeinen Versicherungsbedingungen zunächst eine Jahresprämie an- 
geboten und ihm dann davon abweichend die Möglichkeit eingeräumt 
wird, eine unterjährige Zahlungsweise zu wählen oder ob von vornher­
ein eine unterjährige Zahlungsperiode vorgesehen ist.................................. 150

26 Wird bei der Veräußerung eines nur einmal vorhandenen Gegenstandes 
(Unikats) durch die öffentliche Hand auf ein bedingungsfreies Bieter­
verfahren verzichtet, kann nicht davon ausgegangen werden, dass ein 
für das Kaufobjekt tatsächlich gebotener Preis beihilfefrei ist. Vielmehr 
muss dann eine objektive Wertermittlung erfolgen....................................... 254

28 Zur Kündigung eines DSL-Anschlussvertrags aus wichtigem Grund 
durch den Kunden, wenn bei einem Wechsel des Anbieters eines 
DSL-Anschlusses der neue Vertragspartner verspricht, die Rufnummer­
mitnahme zu erledigen, und der bisherige Anbieter es versäumt, die 
Teilnehmerdatenbank zu aktualisieren, so dass der Kunde nach dem 
Wechsel nicht aus allen Netzen erreichbar ist.
Hat der Anbieter von Telekommunikationsleistungen nach dem W irk­
samwerden der Kündigung eines Pauschaltarifvertrags einen Kondikti- 
onsanspruch gegen seinen früheren Kunden auf Ersatz der nach Beendi­
gung des Vertragsverhältnisses gezogenen tatsächlichen Nutzungen, be­
nötigt er zur Begründung seines Anspruchs die Verkehrsdaten und ist
nach §97 Abs. 1 TKG zu deren Verwendung berechtigt............................  285

31 Wird bei einem gewerblichen Mietverhältnis über das Vermögen eines 
Mieters das Insolvenzverfahren eröffnet, beendet die Kündigung des 
Insolvenzverwalters den Mietvertrag auch mit Wirkung für die Mitmie­
ter. ................................................................................................................................. 318
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c) Ungerechtfertigte Bereicherung; 
unerlaubte Handlung

22 Weder ein von der Ehefrau begangener Ehebruch noch das bloße Ver­
schweigen der hieraus folgenden möglichen Nichtvaterschaft gegenüber 
dem Ehemann führt zu einer Schadensersatzpflicht der (geschiedenen) 
Ehefrau hinsichtlich des von ihm geleisteten Unterhalts für das schein­
eheliche Kind.............................................................................................................  207

28 Auch wenn Nutzungen primärer Bereicherungsgegenstand und nicht 
nach § 818 Abs. 1 BGB herauszugeben sind, ist der Kondiktionsschuld- 
ner lediglich zum Ersatz der tatsächlich gezogenen Nutzungen ver­
pflichtet........................................................................................................................  285

d) Am tshaftung einschließlich N otarhaftung

4 Beschädigen in einer Kindertagesstätte untergebrachte Kinder Eigen­
tum Dritter, so kommt dem Geschädigten, der gegen eine Gemeinde 
als Trägerin der Kindertagesstätte wegen Verletzung der den Erzieherin­
nen der Kindertagesstätte obliegenden Aufsichtspflichten Amtshaf­
tungsansprüche nach § 839 BGB in Verbindung mit Art. 34 GG geltend 
macht, die Beweislastregel des § 832 BGB zugute........................................  35

18 a) Die Regelfrist von zwei Wochen nach §17 Abs.2a Satz2 N r.2 
BeurkG steht nicht zur Disposition der Urkundsbeteiligten.
b) Ein Abweichen von der Regelfrist kommt nur dann in Betracht, 
wenn im Einzelfall nachvollziehbare Gründe -  auch unter Berücksich­
tigung der Schutzinteressen des Verbrauchers -  es rechtfertigen, die dem 
Verbraucher zugedachte Schutzfrist zu verkürzen. Voraussetzung für 
die Nichteinhaltung der Frist ist deshalb ein sachlicher Grund.
c) Der Notar hat, so die Regelfrist von zwei Wochen nicht abgelaufen 
ist und die Zwecke dieser Wartefrist nicht anderweitig erfüllt sind, die 
Amtspflicht, eine Beurkundung auch dann abzulehnen, wenn diese
von den Urkundsbeteiligten gewünscht wird.................................................  166

3. Sachenrecht

25 Bei der Ablösung von Rechten braucht sich der Inhaber eines Zwischen­
rechts die Rangänderungen, die erst nach der Eintragung seines Rechts 
in das Grundbuch wirksam geworden sind, nicht entgegenhalten lassen.

,  Er kann unabhängig davon, aus welchem der nach der Rangänderung 
vorrangig gewordenen Rechte die Vollstreckung in das Grundstück be-
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trieben wird, das vorrangige Recht insgesamt ablösen. Dabei geht das 
abgelöste Recht gemäß § 1150, § 268 Abs. 3 Satz 1 BGB mit dem Inhalt 
und dem Rang auf den Ablösenden über, den dieses Recht im Zeitpunkt 
der Eintragung des Zwischenrechts hatte.........................................................  243

4. Familienrecht

3 Das Taschengeld eines Ehegatten ist grundsätzlich auch für den Eltern­
unterhalt einzusetzen. Dies gilt allerdings nicht in Höhe eines Betrages 
von 5-7 % des Mindestselbstbehalts des Unterhaltspflichtigen sowie in 
Höhe etwa der Hälfte des darüberhinausgehenden Taschengeldes.........  21

10 Bei der Beurteilung, ob die Übertragung eines Grundstücks durch einen 
Ehegatten sein Vermögen im Ganzen betrifft, ist ein von ihm vorbehal­
tenes dingliches Wohnungsrecht als ihm verbliebenes Vermögen zu be- 
rück-ichtigen...............................................................................................................  95

22 a) Weder ein von der Ehefrau begangener Ehebruch noch das bloße 
Verschweigen der hieraus folgenden möglichen Nichtvaterschaft gegen­
über dem Ehemann führt zu einer Schadensersatzpflicht der (geschiede­
nen) Ehefrau hinsichtlich des von ihm geleisteten Unterhalts für das 
scheineheliche Kind.
b) Die Mutter ist nach Anfechtung der' (ehelichen) Vaterschaft grund­
sätzlich verpflichtet, ihrem (geschiedenen) Ehemann Auskunft darüber 
zu erteilen, wer ihr während der Empfängniszeit beigewohnt hat.
c) Ohne Erteilung der Auskunft kann ein Schadensersatzanspruch we­
gen nicht durchsetzbarer Regressforderung gegen den Erzeuger nicht 
geltend gemacht werden, weil dieser Schaden ohne die Auskunft nicht 
beziffert werden kann.............................................................................................. 207

5. Handelsrecht, Handelsgesellschaften

9 a) Bestimmt die Wahlordnung für die Wahl zur Vertreterversammlung 
einer Genossenschaft, dass Kandidaten nicht zugleich M itglied des 
Wahlvorstands oder Wahlhelfer sein können, w ird dadurch weder das 
passive Wahlrecht nach §43a Abs. 2 Satz 1 GenG noch der in § 43a 
Abs. 4 Satz 1 Halbsatz 1 GenG normierte Grundsatz der allgemeinen 
Wahl eingeschränkt.
b) Sehen Satzung und Wahlordnung zur Vertreterwahl einer Genossen­
schaft vor, dass Wahlvorschläge eines Mitglieds zu ihrer Wirksamkeit 20 
Unterstützungsunterschriften bedürfen, verstößt dies bei einer Genos­
senschaft mit mehr als 70 000 Mitgliedern und einer auf Wahrung der
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Gleichheit des Wahlrechts ausgerichteten Einteilung der Wahlbezirke 
nicht gegen die Grundsätze der allgemeinen und gleichen Wahl. Dies 
gilt auch dann, wenn nach der Wahlordnung auch ein Wahlvorschlags­
recht des Wahlvorstands besteht, dessen Wahlvorschläge ohne Unter­
stützung wirksam sind.
c) In der Wahlordnung zur Vertreterversammlung einer Genossen­
schaft kann dem Wahlvorstand jedenfalls dann ein Wahlvorschlagsrecht 
eingeräumt werden, wenn ihm ausschließlich Mitglieder der Genossen­
schaft angehören, die mehrheitlich von der Vertreterversammlung oder 
Generalversammlung gewählt werden, und es auch den anderen M it­
gliedern möglich ist, Wahlvorschläge zu unterbreiten................................. 76

15 a) Ein Anleger, der sich mittelbar über eine Treuhänderin an einer Pu­
blikumsgesellschaft (hier: in der Form einer GmbH & Co. KG) beteiligt 
hat, hat gegen die Gesellschaft und die geschäftsführende Gesellschafte­
rin einen Anspruch darauf, dass ihm die Namen und die Anschriften der 
(anderen) mittelbar und unmittelbar beteiligten Anleger mitgeteilt wer­
den, wenn er nach den vertraglichen Bestimmungen, insbesondere der 
Verzahnung des Gesellschafts- und des Treuhandvertrages, im Innen­
verhältnis der Gesellschafter untereinander und zur Gesellschaft die ei­
nem unmittelbaren Gesellschafter entsprechende Rechtsstellung erlangt 
hat.
b) Das Auskunftsrecht kann weder durch eine Regelung im Gesell­
schaftsvertrag noch durch eine Regelung im Treuhandvertrag ausge­
schlossen werden......................................................................................................  131

21 a) Wird die Wahl eines Aufsichtsratsmitglieds durch die Hauptver­
sammlung wegen Verletzung des Gesetzes oder der Satzung durch 
Klage angefochten, so führt die Beendigung des Amtes durch Rücktritt 
des gewählten Aufsichtsratsmitglieds zum Wegfall des Rechtsschutzin­
teresses für die Wahlanfechtungsklage, wenn die Nichtigerklärung kei­
nen Einfluss auf die Rechtsbeziehungen der Gesellschaft, der Aktionäre 
sowie der Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrats mehr haben 
kann.
b) Die Nichtigerklärung oder Nichtigkeitsfeststellung eines Wahlbe­
schlusses hat grundsätzlich solche Auswirkungen, wenn die Beschluss­
fähigkeit oder das Zustandekommen eines Aufsichtsratsbeschlusses von 
der Stimme eines Aufsichtsratsmitglieds abhängt, dessen Wahl nichtig 
ist oder für nichtig erklärt wird. Das Aufsichtsratsmitglied, dessen 
Wahl nichtig ist oder für nichtig erklärt w ird, ist für die Stimmabgabe 
und Beschlussfassung wie ein Nichtmitglied zu behandeln......................  195

30 Bei einem Verstoß gegen §57 AktG sind weder das Verpflichtungs-
noch das Erfüllungsgeschäft nichtig................................................................... 312
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6. WEG

5 a) Im Grundsatz kann auch eine bauliche Maßnahme, die eine optische 
Veränderung der Wohnungseigentumsanlage bewirkt, eine Gebrauchs­
werterhöhung darstellen und durch qualifizierte Mehrheit beschlossen 
werden.
b) Dies setzt voraus, dass die Maßnahme aus der Sicht eines verständi­
gen Wohnungseigentümers eine sinnvolle Neuerung darstellt, die vor­
aussichtlich geeignet ist, den Gebrauchswert des Wohnungseigentums 
nachhaltig zu erhöhen; an einer solchen sinnvollen Neuerung wird es 
unter anderem dann fehlen, wenn die entstehenden Kosten bzw. Mehr­
kosten außer Verhältnis zu dem erzielbaren Vorteil stehen.
c) Ist eine erhebliche optische Veränderung der Wohnungseigentums­
anlage weder als modernisierende Instandsetzung noch als Modernisie­
rungsmaßnahme einzuordnen, bedarf sie als nachteilige bauliche Maß­
nahme der Zustimmung aller Wohnungseigentümer. ................................. 45

7. Privates Versicherungsrecht

8 a) Dem Erfordernis einer gesonderten M itteilung in Textform i.S. von 
§ 28 Abs. 4 W G  genügt es, wenn der Versicherer die Belehrung des Ver­
sicherungsnehmers in einen Schadenmeldungsfragebogen oder ein sons­
tiges Schreiben aufnimmt, in welchem dem Versicherungsnehmer Fra­
gen zur Aufklärung des Versicherungsfalls gestellt werden, 
b) In diesen Fällen muss sich die Belehrung durch ihre Platzierung und 
drucktechnische Gestaltung vom übrigen Text derart abheben, dass sie 
für den Versicherungsnehmer nicht zu übersehen ist...................................

16 a) Die vertraglich vereinbarte unterjährige Zahlungsweise von Versi­
cherungsprämien ist keine Kreditgewährung in Form eines entgeltlichen 
Zahlungsaufschubs.
b) Dies gilt unabhängig davon, ob dem Versicherungsnehmer nach den 
Allgemeinen Versicherungsbedingungen zunächst eine Jahresprämie an- 
geboten und ihm dann davon abweichend die Möglichkeit eingeräumt 
wird, eine unterjährige Zahlungsweise zu wählen oder ob von vorn­
herein eine unterjährige Zahlungsperiode vorgesehen ist...........................  150
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II. VERFAHREN

1. Allgemeine Grundsätze des Verfahrens

6 § 143 Abs. 3 PatG ist im Nichtigkeitsverfahren nicht entsprechend an­
wendbar.
Die Zuziehung eines Rechtsanwalts neben einem Patentanwalt ist typi­
scherweise als zur zweckentsprechenden Rechtsverfolgung oder 
Rechtsverteidigung notwendig im Sinne von § 91 Abs. 1 Satz 1 ZPO an­
zusehen, wenn zeitgleich mit dem Nichtigkeitsverfahren ein das Streit­
patent betreffender Verletzungsrechtsstreit anhängig ist, an dem die be­
treffende Partei oder ein mit ihr wirtschaftlich verbundener Dritter be­
teiligt ist. (»Doppelvertretung im Nichtigkeitsverfahren«) .....................  52

2. Erkenntnisverfahren

21 Wird die Wahl eines Aufsichtsratsmitglieds durch die Hauptversamm­
lung wegen Verletzung des Gesetzes oder der Satzung durch Klage an- 
gefochten, so führt die Beendigung des Amtes durch Rücktritt des ge­
wählten Aufsichtsratsmitglieds zum Wegfall des Rechtsschutzinteresses 
für die Wahlanfechtungsklage, wenn die Nichtigerklärung keinen Ein­
fluss auf die Rechtsbeziehungen der Gesellschaft, der Aktionäre sowie 
der Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrats mehr haben kann. 195

3. Rechtsmittelverfahren

6 Im Patentnichtigkeitsverfahren unterliegen Beschlüsse des Patentge­
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